
Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 22. Oktober 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Staat der Nederlanden/ 

Essent NV u. a. 

(Verbundene Rechtssachen C-105/12 bis C-107/12) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Freier Kapitalverkehr — 
Art. 63 AEUV — Eigentumsordnungen — Art. 345 AEUV 
— Elektrizitäts- und Gasverteilernetzbetreiber — Privatisie­
rungsverbot — Verbot von Verbindungen zu Unternehmen, 
die Elektrizität oder Gas erzeugen, liefern oder vertreiben — 
Verbot von Tätigkeiten, die dem Interesse des Netzbetriebs 

zuwiderlaufen könnten) 

(2013/C 367/12) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staat der Nederlanden 

Beklagte: Essent NV (C-105/12), Essent Nederland BV 
(C-105/12), Eneco Holding NV (C-106/12) und Delta NV 
(C-107/12) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung der Art. 63 und 345 AEUV — Beschränkungen des 
freien Kapitalverkehrs — Eigentumsordnung — Begriff — Na­
tionale Regelung, die ein absolutes Verbot der Privatisierung von 
Betreibern von Energieverteilungsnetzen vorsieht 

Tenor 

1. Art. 345 AEUV ist dahin auszulegen, dass er sich auf ein Pri­
vatisierungsverbot wie das in den Ausgangsverfahren in Rede ste­
hende erstreckt, wonach die Anteile an einem im niederländischen 
Hoheitsgebiet tätigen Elektrizitäts- oder Gasverteilernetzbetreiber 
unmittelbar oder mittelbar von öffentlichen Stellen, die in den 
nationalen Rechtsvorschriften festgelegt sind, gehalten werden müs­
sen. Diese Auslegung hat jedoch nicht zur Folge, dass Art. 63 
AEUV nicht auf nationale Bestimmungen wie die in den Aus­
gangsverfahren in Rede stehenden anwendbar ist, nach denen die 
Privatisierung von Elektrizitäts- oder Gasverteilernetzbetreibern ver­
boten ist oder zum einen Beteiligungen oder Beherrschungsverhält­
nisse zwischen Gesellschaften eines Konzerns, dem ein im nieder­
ländischen Hoheitsgebiet tätiger Elektrizitäts- oder Gasverteiler­
netzbetreiber angehört, und Gesellschaften eines Konzerns, dem 
ein im niederländischen Hoheitsgebiet Elektrizität oder Gas erzeu­
gendes, lieferndes oder vertreibendes Unternehmen angehört, ver­
boten sind sowie zum anderen die Vornahme von Handlungen 
und Tätigkeiten, die dem Interesse des betreffenden Netzbetriebs 
zuwiderlaufen könnten, durch einen solchen Betreiber oder den 
Konzern, dem er angehört, verboten ist. 

2. Hinsichtlich des in den Ausgangsverfahren in Rede stehenden 
Privatisierungsverbots, das unter Art. 345 AEUV fällt, können 
die Ziele, die der Entscheidung des nationalen Gesetzgebers bezüg­
lich der Eigentumsordnung zugrunde liegen, als zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses berücksichtigt werden, um die Beschrän­
kung des freien Kapitalverkehrs zu rechtfertigen. Hinsichtlich der 
anderen Verbote können die Ziele, Quersubventionierungen im 
weiten Sinne einschließlich des Austauschs strategischer Informa­
tionen zu unterbinden, Transparenz auf den Märkten für Elektri­
zität und Gas zu schaffen und Wettbewerbsverzerrungen zu ver­
hindern, als zwingende Gründe des Allgemeininteresses die Be­
schränkungen des freien Kapitalverkehrs rechtfertigen, die durch 
nationale Rechtsvorschriften wie die in den Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden hervorgerufen werden. 

( 1 ) ABl. C 151 vom 26.5.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 22. Oktober 
2013 — Europäische Kommission/Rat der Europäischen 

Union 

(Rechtssache C-137/12) ( 1 ) 

(Nichtigkeitsklage — Beschluss 2011/853/EU des Rates — 
Europäisches Übereinkommen über den rechtlichen Schutz 
von zugangskontrollierten Diensten und von Zugangskontroll­
diensten — Richtlinie 98/84/EG — Rechtsgrundlage — 
Art. 207 AEUV — Gemeinsame Handelspolitik — Art. 114 

AEUV — Binnenmarkt) 

(2013/C 367/13) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: E. 
Cujo, I. Rogalski, R. Vidal Puig und D. Stefanov) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmächtigte: 
R. Liudvinaviciute-Cordeiro, J.-P. Hix und H. Legal) 

Streithelfer zur Unterstützung der Klägerin: Europäisches Parlament 
(Prozessbevollmächtigte: D. Warin und J. Rodrigues) 

Streithelfer zur Unterstützung des Beklagten: Französische Republik 
(Prozessbevollmächtigte: G. de Bergues, D. Colas und N. Rou­
am), Königreich der Niederlande (Prozessbevollmächtigte: C. 
Wissels, M. Bulterman und M. de Ree), Republik Polen (Prozess­
bevollmächtigte: M. Szpunar und B. Majczyna), Königreich 
Schweden (Prozessbevollmächtigte: A. Falk und C. Stege), Ver­
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland (Prozess­
bevollmächtigter: A. Robinson im Beistand von G. Facenna, 
Barrister)
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